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Wissenschaftler an West-Berliner Hochschulen und Instituten appellieren an ihre Mitbürger: 

WÄHLEN SIE 
KEINE PARTEIEN, 

OIE DAS 
WETTRÜSTEN 
UNTERSTÜTZEN! 





Die Rüstungsspirale hat sich der Menschheit wie eine Schlinge um den Hals gelegt, die sich weiter und weiter zu¬ 
zieht. 

Das darf nichtso weitergehen! 

Deshalb treten wir, Wissenschaftler an Berliner Hochschulen und Instituten, mit diesem Aufruf an die Öffentlichkeit, 
um mit allem Ernst und aller Entschiedenheit gegen diese bedrohliche Entwicklung Stellung zu beziehen. 

Auch die Wahlen in Berlin sind eine Abstimmung für oder 
gegen die gegenwärtige Rüstungspolitik. 


Am 10. Märzwird in Berlin gewählt. Wahlen sind im de¬ 
mokratischen Staat eine Möglichkeit für den Bürger, in 

don Lauf dor Dingo oinzugroifon. Eino Chanco, dom glo¬ 
balen Selbstmordprogramm Einhalt zu gebieten, läge 
darin, daß immer mehr Bürgerinnen und Bürger ihre 
Wahlstimme denjenigen Parteien verweigern, die der 
gefährlichen Entwicklung weiterhin tatenlos Zusehen 
oder sie sogar vorantreiben und durchsetzen. Am Ver¬ 
halten der Parteien zum Hauptproblem unserer Zeit, zu 
Rüstung und Frieden, erweist sich, wie es mit der Ver¬ 
nünftigkeit ihrer Politik überhaupt steht. 

Man kann einwenden: 'Was haben die Wahlen in Ber¬ 
lin mit dem Rüstungsproblem zu tun? Hier geht es um 
hautnahe Probleme — um Fragen wie Arbeitslosigkeit, 

Wirtschaftswachstum, soziale Fragen, Verkehrs- und 

Umweltprobleme usw.’ Sicher geht es um diese Proble¬ 


me. Aber sie sind von der Rüstungsproblematik nicht zu 
trennen. Sie verlieren jede Bedeutung, wenn uns der jet¬ 
zige Rüstungswettlauf in dio Katastrophe führt. Tauson¬ 
de von Wissenschaftlern warnen vor dieser Gefahr. 
Doch auch wenn sich der Atomkrieg derzeit noch verhin¬ 
dern läßt: das Wettrüsten selbst ist eine schleichende Ka¬ 
tastrophe und schafft uns gerade viele dieser Probleme, 
verschärft sie oder verhindert ihre Lösung. 

Politiker und Parteien, die diesen Zusammenhang 
nicht sehen, ihn nicht öffentlich diskutieren und sich 
nicht um einen Ausweg aus der Sackgasse des Wettrü¬ 
stens bemühen, handeln gegenüber uns und den nach¬ 
folgenden Generationen verantwortungslos. Sie mögen 
sich noch so werbewirksam darstellen — sie vertreten 
nicht unsere vitalen Interessen. Sie sind für uns nicht 
wählbar. 


Je mehr Atomwaffen angehäuft werden, desto größer wird die 
Gefahr, daß es zu einer Katastrophe kommt. 


Violo glaubon, daß wir in einer von Waffen starrenden 
Welt uns nur dann sicher fühlen können, wenn auch wir 
möglichst viele Waffen haben, ja uns eindeutig überle¬ 
gen fühlen. Auf diese Gefühle kann sich in den beiden 
konkurrierenden Blocksystemen jede Aufrüstung stüt¬ 
zen. Immer wieder wird auf diese Weise begründet, es 
müssten noch mehr Vernichtungspotentiale entwickelt 
werden. 

Einige Zahlen zeigen, in welch gigantischem Ausmaß 
sie inzwischen angehäuft sind.' Zum Beispiel gab es an 
Atomsprengkcpfen 
1952: 408 - 1 008 

(USA- 400 - 1 000; UdSSR: 6: England: 2): 
1982:43 950 - 59562 

(USA: 26 000 - 30 420; UdSSR: 15 670 - 25 000). 

Hinter diesen Zahlen stehen ungeheuerliche Zerstö¬ 
rungskräfte. 

Allein schon de USA haben von 1945 bis 1982 umge¬ 
rechnet alle 30Minuten die Sprengkraft einer Hiroshima- 
Bombe produziert — man muß sich das einmal vorstel¬ 
len: 38 Jahre lang, Tag und Nacht, jede halbe Stunde, 
kam immer wieder die Vernichtungskraft der Bombe 
dazu, die in Minutenschnelle 70000 Menschen tötete — 
und noch heule. 39 Jahre seitdem, siechen und sterben 


qualvoll die Überlebenden und Nachkommen von da¬ 
mals Geschädigten. Doch das ist noch rieht einmal die 
Hälfte der Gesamtmenge an atomarer Vernichtungska¬ 
pazität, die seitdem produziert wurde! 

Die beiden Führungsmächte haben davon jedenfalls 
mehr, als sie zur Zerstörung der ganzen Erde jemals er¬ 
setzen können. Es wird geschätzt, daß auf jeden Bewoh¬ 
ner des Ost- und Wesblocks 60 Tonnen Sprengstoff 
kommen, zwischen 60 und 240 Zentner auf jeden Erdbe¬ 
wohner. Für jeden Menschen wird weit mehr Energie da¬ 
für aufgewendet, daß man ihn umbringen kann, als daß 
er ernährt und gegen Krankheiten am Leben erhalten 
wird. Donnoch steigt die Produktion von Atomwaffen 
weiter. 

Die Bundesrepublik ist das Land mit der größten 
Atomwaffen-Dichte in der ganzen Welt. Ungefähr 5 000 
dieser Massenvernichtungsmittel sind hier stationiert . 2 
Einige tausend von ihnen haben Reichweiten von weni¬ 
ger als 15 km, so daß sie "nahezu ausschließlich das ei¬ 
gene Territorium mit Zerstörung bedrohen” 3 . (Man muß 
sich klarmachen, daß es für die bundesdeutsche Regie¬ 
rung keine Möglichkeit gibt, im Kriegsfall den Einsatz 
von Atomwaffen gegen Ziele auf unserem Territorium zu 
verhindern, wenn ein atomwaffenbesitzendes NATO- 




Mitglied—z.B die USA—dies in ihrem nationalen Inter¬ 
esse für nötig hält; im Gegensatz zu den Engländern 4 
und Italienern 5 haben wir kein Veto-Recht °). 

Wissenschaftler aus verschiedenen Ländern sind un¬ 
abhängig voneinander zu dem Ergebnis gekommen, 
daß noch weit schlimmere Auswirkungen von Atomkata¬ 
strophen zu erwarten sind als bisher angenommen wur¬ 
de. } Wenn willentlich oder aus Versehen nur geringe An¬ 
teile der vorhandenen atomaren Sprengkraft irgendwo 
in der nördlichen Erdhälfte explodieren, gleichgültig wo, 
ziehen nicht nur tödliche Strahlungswolken über die 
ganze Erde, sondern es wird vermutlich auch eine Klima¬ 
katastrophe, der 'Nukleare Winter', ausbrechen: riesige 
Feuerstürme schleudern dichte Rußwolken in die Atmo¬ 
sphäre; das Sonnenlicht dringt nicht mehr auf die Erde; 
die Temperaturverhältnisse kippen um: über den Ruß¬ 
wolken erhitzt sich die Atmosphäre, so daß die Gletscher 
der Hochgebirge, z.B. der Alpen und des Himalaya, 
plötzlich abschmelzen und riesige Flutwellen alles unter 
sich begraben. Am Erdboden sinkt die Temperatur bis 
Minus 40 Grad. Alle Süßwasserquellen frieren ein. Die 
Temperaturunterschiede zwischen Land und Meer ver¬ 
ursachen verheerende Hurrikane. In der ständigen Dun¬ 
kelheit sterben Pflanzen und Aigen ab und damit auch 
die Tiere. Auch die tropischen Urwälder, Hauptquelle 
des Sauerstoffs, gehen zugrunde. Das Leben überhaupt 

auf dom Land und in den Ozeanen ist von Vernichtung 
bedroht. 

Macht man sich die Folgen atomarer Katastrophen 
klar, wird man verstehen, warum tausende von Ärzten 
sich gegen Zivilschutzdienste wenden und Architekten 
gegen Atomschutzbauten: sie wehren sich gegen die 
Verschleierung der tatsächlichen Gefahren durch die Il¬ 
lusion, es sei in der atomaren Katastrophe Hilfe möglich. 


Viele wollen die Gefahren, die mit dieser Anhäufung 
von Vernichtungspotentialen verbunden sind, verdrän¬ 
gen. Se sagen: 'alle diese Waffen sind gerade dazu da, 
um zu verhindern, daß sie eingesetzt werden'. 

Es ist aber unsinnig, zu meinen, die Abschreckungswir¬ 
kung werde sicherer, wenn die atomaren Großmächte 
sich öfters als einmal gegenseitig verrichten können 
(was ja längst der Fall ist). 

Vor allem aber: Zu glauben, daß das Abschreckungs¬ 
system nicht versagen kann, ist unrealistisches Wunsch¬ 
denken. Kein Mensch — kein Politiker und kein Militär— 
kann uns garantieren, daß die angehäuften Vernich- 
tungspotentiale nicht entfesselt werden. 

Je mehr es von diesen Massenvernichtungsmitteln gibt, 
desto größer ist das Risiko, daß aus Versehen oder wil¬ 
lentlich Explosionen ausgelöst werden. Fachleute wei¬ 
sen darauf hin, daß technische Systeme grundsätzlich 
nicht fehlerfrei funktionieren können. Die Giftgaskata¬ 
strophen in Seveso und Bhopal sind schreckliche Bewei¬ 
se dafür, aber auch die zahlreichen Atomunfälle und die 
bekannt gewordenen vielen Fehlalarme der militäri¬ 
schen Computer-Warnsysteme. 

In einem Zeitraum von zwanzig Monaten haben die US- 
Computer 147 mal irrtümlich einen Sowjetangriff 
angezeigt 8 . Beispielsweise führte am 9. November 1979 
ein Prcgrammierfehler zu der Meldung, die Sowjets grif¬ 
fen mit ihren auf U-Booten stationierten Raketen an. Aus 
dem Pentagon verlautete, daß man sechs Minuten 
brauchte, um den Fehler zu finden 9 . Innerhalb dieser 
Zeit hätten die modernen Mittelstreckenraketen bereits 
ihr Flugziel erreicht gehabt. 

US-Verteidigungsminister Caspar Weinberger äußerte 
über Atomwaffen: "Insbesondere müssen wir uns immer 
der Gefahr von Unfällen und unerwarteten Fehlern, so¬ 
wohl menschlicher als auch technischer, bewußt blei¬ 
ben." 10 


Die Rüstungsausgaben steigen ins Unermeßliche — gleich¬ 
zeitig hungern Menschen millionenfach. 


Mitte der siebziger Jahre lagen die Welt-Rüstungs¬ 
ausgaben bei 214 Milliarden Dollar. 1982 betrugen sie 
bereits über 600 Mrd. Dollar. 1983 waren es, auf unsere 
Währung umgerechnet, 2 Billionen DM (zweimal tau¬ 
send Milliarden). 11 Jeden Tag wurde ein Stapel von 
1 OOO.-DM-Scheinen in der Höhe des Eiffelturms für Rü¬ 
stung ausgegeben! In jeder Minute waren es 3,3 Millio¬ 
nen DM. 

Man kann sich diese gigantischen Summen kaum 
noch vorstellen. So soll z.B. der US-Militärhaushalt für 
1984-88 1,8 Billionen Dollar betragen.Wenn seit Be¬ 
ginn unserer Zeitrechnung, seit dem Jahr Null, Tag für 
Tag eine Million Dollar ausgegeben worden wären, er¬ 


gäbe das bis heute noch nicht einmal die Hälfte dieser 
Summe! 


Gleichzeitig hungern derzeit 600 Millionen Menschen." 
Tag für Tag sterben 40 000 Kinder an Unterernährung 
und Krankheit — 32 in jeder Minute. Das heißt: Rüstung 
tötet auch ohno Krieg. Var 5 Jahron waren noch die Aus¬ 
gaben für Rüstung 'nur' 20 mal höher als für Entwick¬ 
lungshilfe; inzwischen sind sie 40 mal höher. 

Vor diesem Bankrott von Menschlichkeit werden künfti¬ 
ge Generationen einmal so fassungslos stehen wie wir 
heute vor den Bildern von Auschwitz und Bergen- 
Belsen. 




Die Stationierung von Pershing Il-Raketen verbessert nicht 
unsere Sicherheit, sondern gefährdet sie. 


Viele meinen: es sei natürlich nicht gut. daß die Rü¬ 
stungsausgaben und das Risiko der Menschheitsver- 
nichtung ständig wachsen, aber wir müßten das alles in 
Kauf nehmen, um unsere Freiheit zu schützen. Die So¬ 
wjetunion habe in der Entspannungsphase eine starke 
Rüstung besonders mit SS 20-Raketen vorgenommen. 
Damit sei es ihr gelungen, das Gleichgewicht der Ab¬ 
schreckung zu ihren Gunsten zu verändern. Es sei daher 
notwendig, für die Aufrechterhaltung der Ab¬ 
schreckungsfähigkeit das Gleichgewicht durch die Sta¬ 
tionierung gleichartiger landgestützter Mittelstreckenra¬ 
keten wiederherzustellen. 

Diese Überlegung beruht auf Fehlschlüssen. Europa 
war schon seil über 15 Jahren von russischen Atomrake¬ 


ten bedroht — mit oderohne SS 20. Eine einzige Inter¬ 
kontinentalrakete konnte immer schon die ganze Bun¬ 
desrepublik vernichten. Die Abschreckung gegen einen 
Angriff war jedoch durch die amerikanischen Interkonti¬ 
nentalraketen und durch die den SS 20 entsprechen¬ 
den see- und luftgestützten atomaren Mittelstrecken¬ 
raketen der Amerikaner gesichert. (Schon ein einziges 
Poseidon-U-Boot kann mit seinen 140 Atomsprengköp¬ 
fen den größten Teil der Sowjetunion verwüsten). Die 
Stationierung landgestützter amerikanischer Mittel¬ 
streckenraketen erhöht demgegenüber die Gefahr eines 
sowjetischen Präventivschlages. Durch die "Nach¬ 
rüstung” ist also die Gefahr des Ausbruchs eines ato¬ 
maren Krieges nicht vermindert, sondern erhöht wor¬ 
den. 


Das neue militärstrategische Konzept der USA droht Europa 
zum Schlachtfeld eines begrenzten Atomkriegszu machen. 


Der "Nachrüstung" mit Pershing II und Cruise Missi¬ 
les ist die "Nach-Nachrüstung" des Warschauer Paktes 
durch Vorverlegung von Atomraketen in die DDR und 

CSSR gefolgt, die mit einer Flugzeit von 4 Minuten auf 
die Raketenabschußrampen in unserem Land zielen 
und in Krisensituationen dem Abschuß der amerikani¬ 
schen Raketen zuvorzukommen versuchen könnten. 

Hinter dieser Entwicklung steht eine eiskalte Logik, 
die sich gegen unsere Lebensinteressen richtet. Die 
neuen treffgenauen Atomraketen erlauben es den bei¬ 
den Führungsmächten, das Risiko eines militärischen 
Konfliktes vonihren eigenen Territorien wegauf Mitteleu¬ 
ropa zu verlagern. 

Die großen Interkontinentalraketen sind nicht zu be¬ 
grenzter Kriegführung geeignet. Mit ihnen kann dem 
Gegner nur ein vernichtender Vergeltungsschlag ange¬ 
droht werden, falls er militärisch angreifen sollte. Die Ab¬ 
schreckungswirkung dieser Waffen besteht in ihrer Ver¬ 
nichtungsdrohung. Da beide Führungsmächte über die¬ 
se Fähigkeit verfügen, mußte sich jede Seite selbst 
bremsen, um nicht durch eine zu aggressive Politik ge¬ 
genüber dem Rivalen die Selbstvernichtung auszulö¬ 
sen: 'Wer zuerst schießt, stirbt alSzweiter’ war die Regel. 

Das änderte sich mit der neuen Waffengeneration. 
Die zielgenauen Raketen sind mit kleinen atomaren 
Sprengköpfen ausgerüstet; ihre Schäden sind zwar ver¬ 
heerend — aber räumlich begrenzt. Sie können so do¬ 


siert werden, daß der Gegner nicht gezwungen ist, mit 
dem ganz großen Schlag zu antworten — was nach wie 
vor sein© Selbstvcrnichlung bcdcuton würde. 

Die USA haben dabei einen geographischen Vorteil ge¬ 
genüber der Sowjetunion: sie können mit den neuen 
Atomraketen, den Pershing II und Cruise Missiles, von ih¬ 
ren vorgeschobenen Abschußrampen in Westdeutsch¬ 
land gezielte atomare Schläge gegen das russische Ter¬ 
ritorium führen, ohne daß ihr eigenes Land von den ent¬ 
sprechenden Waffen der Sowjetunion erreicht wird. 

So haben die USA das Risiko der Selbstvernichtung 
nach Europa exportiert. Aus der Sicht der amerikani¬ 
schen Regierung ist dieser Risiko-Export verständlich. 
Schließlich hat der amerikanische Präsident geschwo¬ 
ren, Schaden vom eigenen Land fernzuhalten. Aber für 
uns ist dieser Risiko-Export eine Lebensbedrohung. Ob 
die neuen Waffen von unserem Territorium abgeschos¬ 
sen werden oder nicht — darauf haben wir keinen Ein¬ 
fluß. Darüber verfügt allein der amerikanische Präsident. 
Aber wir werden die erste Zielscheibe der zielgenauen 
östlichen Atomraketen sein. 

Die Stationierung dient also nicht unserer Verteidi¬ 
gung. Unser Land wird auf jeden Fall vom Erdboden ver¬ 
schwunden sein, wenn es zu einem militärischen Kon¬ 
flikt im Ringen der Rivalen um die Vormacht in der Welt 
komm! — gleichgültig wer dabei gewinnt oder verliert. 

Daß durch die "Nachrüstung die Bedrohung für un¬ 
ser Land eindeutig gestiegen ist, gilt erst recht, wenn 





man sie im Zusammenhang der offensiveren, risikobe¬ 
reiteren Politik der Stärke von Präsident Reagan sieht. 
Wirsind es, die in erster Linie die Risiken tragen müssen. 
Der konservative amerikanische Politik-Professor Paul 
Zinner hat kürzlich in Berlin die Absichten Präsident 
Roagans so charakterisiert: Reagan wolle der Präsident 
werden, der die Sowjetunion vom Rang einer Weltmacht 
zurückgedrängt und den Vereinigten Staaten endgültig 
die überlegene Vormacht gesichert habe. Wir Europäer 
sollten uns keine Illusionen machen: Reagan werde da¬ 
bei notfalls über unsere Interessen unbeirrt hinweg¬ 
gehen. 13 

Es hat nichts mit 'Anti-Amerikanismus* zu tun und ist 
nicht 'Anzeichen kommunistischer Unterwanderung', 
wenn wir uns realistisch den unbestreitbaren Interessen¬ 
gegensatz zwischen der gegenwärtigen US-amerikani¬ 
schen Militärpolitik und den europäischen, insbeson¬ 


dere unseren deutschen Lebensinteressen bewußt 
machen. 


Der ehemalige US-Chefunterhändler für die 
amerikanisch-russischen Abrüstungsverhandlungen 
SALT II, Paul Warncke, erklärte 1981 zur Raketenstatio¬ 
nierung: "Als Amerikaner stehe ich fest zu diesem Be- 
schlußund halte ihn für sinnvoll und vernünftig. Wenn ich 
allerdings Europäer wäre und Sie mich dasselbe frag¬ 
ten, so kann ich Ihnen nur sagen: Gegen diesen Be¬ 
schlußwürde ich kämpfen!" 14 

Entsprechend erklärte der ehemalige Verteidigungs¬ 
minister Präsident Kennedys, McNamara: "Worüber 
sich die Westdeutschen klar werden müssen, das ist. 
daß ihr Kulturkreis völlig verwüstet werden wird, wenn sie 
sich weiterhin an die NATO-Strategie halten." 15 


Eine neue Aufrüstungswelle wird derzeit in Gang gesetzt. Im 
Rahmen der veränderten NATO-Strategie wird die Entwick¬ 
lung einer "dritten Waffengeneration” vorangetrieben. 


Zur Zeit wird ein mächtiger Rüstungsschub in der 
NATO mit neuen, vor allem konventionellen Waffen ge¬ 
plant. Die CDU/CSU- und FDP-Regierungs-Koali:ion hat 
bereits die Weichen für die neue Aufrüstungswelle ge¬ 
stellt. 

Die Bundesregierung hat inzwischen ohne Bedenken 
den Rogers-Plan akzeptiert, der eine neue konventionel¬ 
le Aufrüstunmg vorsieht. Sie hat außerdem der "Bun¬ 
deswehrplan '85" vorgelegt, der bis 1997 circa 240 Mil¬ 
liarden vor allem für die Entwicklung der sogenannten 
"dritten Waffengeneration" vorsieht. 16 Diese neue Waf¬ 
fengeneration stellt die Systeme bereit, die zur Verwirkli¬ 
chung der veränderten NATO-Doktrin der "Fofow-on- 
Forces-Attack" (FOFA) erforderlich sind: Waffen für den 
Angriff in die Tiefe des gegnerischen Hinterlandes. 
Entsprechend sieht der gerade verabschiedete Haus¬ 
halt für das Jahr 1985 2.5 Milliarden DM für Wehrfor¬ 
schung vor (zum Vergleich: für Umweltforachung nur 
129,5 Millionen DM, für Friedensforschung 2,8 M llionen 
— gegenüber 2500 Millionen für Wehrforschung 1 ). 17 

In einer Stellungnahme mehrerer Wissenschaftler- 
Gruppen zum Rüstungshaushalt 1985 heißt es: "Die 

ruckartige Ausweitung der Ausgaben für militärische 
Forschung und Entwicklung um 29,2 % im kommenden 
Jahr wird von der Bundesregierung mit der Notwendig¬ 
keit begründet, jetzt die Entwicklung der Waffensysteme 
der "dritten Generation” zügig voranzutreiben, mit de¬ 
nen die Bundeswehr in den 90er Jahren ausgerüstet 


werden soll... Die jetzt vorgesehenen Entwicklungsaus¬ 
gaben haben den Charakter einer Einstiegsdroge, von 
der es später — wie auch die Erfahrungen der letzten 25 
Jahre zeigen — kaum noch ein Zurück gibt." 18 

Statt sogleich die Entwicklung der neuen Waffen für 
die veränderte NATO-Strategie (FOFA) \oranzutreiben, 
wäre zuerst einmal ernsthaft zu prüfen, wie weit durch 
die neue Technik mit weit weniger Aufwand rein defensi¬ 
ve Waffen entwickelt werden können, die unsere Sicher¬ 
heit gewährleisten, ohne daß sie von unseren Nachbarn 
als Bedrohung empfunden werden können. 

Die CDU/CSU und FDP behaupten, die riesigen Rü¬ 
stungskosten von 240 Milliarden DM seien zu unserer Si¬ 
cherheit notwendig: denn wenn immer weitere Kreise 
der Bevölkerung die Verteidigung unseres Landes mit 
Atomwaffen ablehnten, dann müsse stattdessen die 
nichtaiomare Rüstung verstärkt werden. So könne man 
die Atomschwelle anheben, das heißt: den Einsatz von 
Atomwaffen immer länger zurückhalten. 

Diese Behauptung ist falsch. Denn erstens wird nicht 
etwa die Stationierung der neuen für uns so gefährlichen 
Atomraketen zurückgenommen — sie wird sogar be¬ 
schleunigt vorangetrieben. Der konventionelle Rü¬ 
stungsschub erfolgt also nicht anstelle des atomaren 
Rüstungsschubs, sondern zusätzlich zu ihm. Zweitens 
aber ist das äußerst Gefährliche an dem neuen amerika- 





nischen Kriegsführungskonzept, daß in ihm ausdrück- drohung muß bei ihm den entsprechenden Versuch aus- 
lieh der gleichrangige frühzeitige Einsatz von konvenlio- lösen, wiederum uns noch stärker zu bedrohen. Einge¬ 
nellen, nuklearen und chemischen Waffen vorgesehen bunden in die veränderte NATO-Strategie leitet die neue 
ist und geübt wird. Atomwaffen sind nicht mehr vor allem Waffengeneration eine neue Welle des Mißtrauens und 
politische Watfen, die nur zur Drohung da sind und nie der Konfrontation zwischen den Blöcken ein. Sie wider¬ 
eingesetzt werden sollen—sondern es wird riskiert, daß spricht zudem der Aufgabe jeder Sicherheitspolitik: zu 

sio als militärische Kricgsführungswoffen für das verhindern, daß eine Krise sich in eineii Krieg ausweilet; 
'Schlachtfeld Europa' zur Verfügung stehen. Durch den denn sie fordert in einerzugespitzten Krise die eine oder 
konventionellen Rüstungsschub sollen wir von der kon- die andere Seite geradezu zu einem Präventivschlag 
ventionellen Seite her die Verwirklichung dieses riskan- heraus, 
ten militärischen Kriegsführungskonzeptes abstützen. 

Immer wieder wird behauptet: 'Alle die Waffen dienen Durch die neue NATO-Strategie und die entsprechen- 

nur zur Sicherung des Friedens. Sie dienen dazu, den den Waffen sollen strategisch wichtigo Orte im "gognori- 
Gegner davon abzuschrecken, einen Krieg zu begin- sehen Hinterland" im Kriegsfall möglichst umgehend 
nen. Diese Abschreckung ist dann besonders wirksam, ausgeschaltet werden. West-Berlin ist umgeben von ei- 
wenn der Gegner bei einem Angriff sogleich schon in ner Vielzahl solcher strategisch wichtiger Orte, die damit 
seinem eigenen Territorium bekämpft wird. Das ermögli- zu Zielen der NATO würden. Berlin wäre somit in jedem 
chen gerade die neuen zielgenauen intelligenten Fall mitten im Strudel — denn aus der Sicht der NATO 
Waffen.’ liegt Berlin im "gegnerischen Hinterland". Es ist daher 

ein vitales Lebensinteresse der Berliner Bevölkerung, 

Sicherheit wird dabei weiterhin auf dem Weg gesucht, diese Planungen zu kennen, zu kritisieren und zu ver- 
daß der Gegner noch wirksame-bedroht wird. Diese Be- hindern. 

Die weiteren Rüstungsanstrengungen verlangen von uns 
immer mehr finanzielle Opfer, die durch Kürzungen im Sozial¬ 
bereich aufgebracht werden. Sie nützen auch nicht unserer 
Wirtschaft, sondern sie verursachen schwere soziale und 
wirtschaftliche Schäden. 

Jedem einzelnen von uns werden immer mehr Opfer 
und Verzichtleistungen zur Finanzierung des Wettrü¬ 
stens abverlangt. Und zwar 

Erstens indirekt: 

Das Geld, das für das gigantische amerikanische Rü¬ 
stungsprogramm erforderlich ist, wird nur zu einem Teil 
in den USA selbst aufgebracht (dort vor allem durch 
scharfe Kürzungen von Sozialausgaben: 35 Millionen 
Amerikaner leben wieder in Armut). Das Kapital wird vor 
allem durch politisch hochgehaltene Zinsen wie mit ei¬ 
nem Staubsauger aus der übrigen westlichen Welt (und 
der Dritten Welt) angesaugt. Für das bundesdeutsche 
Kapital ergab die Bilanz von Abfluß und Zufluß für 1981 
einen Überschuß von 9,2 Milliarden: 1982 ein Minus von 
4,4 Milliarden, 1983 ein Minus von 16,2 Milliarden.' 8 Das 
abgezogene Geld fehlt bei uns für sinnvolle Investitio¬ 
nen, mit denen z.B. unsere Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Weltmarkt verbessert und Arbeitsplätze geschaffen wer¬ 
den können. 

Zweitens direkt: 

Unsere Steuergelder werden mehr und mehr in die Rü¬ 
stung gelenkt, statt daß sie zur Lösung unserer haut¬ 


nahen Alltagsprobleme und zur Hebung unserer 
Lebensqualität vorwondot wordon. 

Der "Finanzplan 1983-87" der CDU/CSU- und FDP- 
Regierung zeigt sehr deutlich, daß eine Umverteilung 
unserer Steuergelder geplant ist — weg von Soziallei¬ 
stungen, hin zur Rüstung. 

Die Staatsausgaben sollen bis 1987 um 27,8 Milliarden 

steigen. 22,4 Mrd. mü3Son für die "allgemeine Finanz¬ 
wirtschaft” verwendet werden — für Zinsen, Subventio¬ 
nen, Versorgungsbezüge und Einkommenserhöhungen 
für Bundesbedienstete (das sind zu vier Fünftel Soldaten 
und Zivilbedienstete des Verteidigungsministeriums). 
Es stehen also noch 5,4 Milliarden für eine Steigerung 
der Ausgaben in den Hauptaufgabenbereichen des 
Staates zur Verfügung. 

Demgegenüber sollen aber die Rüstungs- und Militär¬ 
ausgaben um 7 Mrd. wachsen. Deshalb müssen 1,6 Mrd. 
durch Kürzungen in den Ausgaben des Staates z.B. für 
Soziales, Familien, Jugend, Gesundheit, Umwelt und 
Forschung einqespart werden. Wenn dieser Finanzplan 




der gegenwärtigen Regierung verwirklicht werden soll, 
müssen z.B. die Ausgaben für Soziale Sicherung um 15 
% gesenkt werden, die Ausgaben für Familien, J jgend- 
und Sozialhilfe um 13,5 %, die Ausgaben für Gesundheit 
und Sport sogar um 34,3 % — alles, damit eine Steige¬ 
rung dor Militärausgabon möglich wird.” 

Dabei sind sie jetzt schon wahrhaftig hoch genug — 
über 50 Milliarden DM pro Jahr; wobei die vielen Zinsen 
für die Staatsschulden noch nicht mitgerechnet sind, die 
zur Finanzierung der Militärausgaben gemacht werden 
müssen. 

Es wird immer wieder behauptet, Rüstung schaffe Ar¬ 
beitsplätze. Das stimmt nicht. Denn Arbeitsplätze im mili¬ 
tärischen Bereich sind teurer als in allen anderen Berei¬ 
chen: und diese Kosten müssen woanders eingespart 
werden. 20 

Staatsausgaben schaffen in den Bereichen Verwaltung, 

öffentliche Gesundheit, Landwirtschaft und Ernährung, 
Wissenschaft und Bildung 30-36 %, im Sozialbereich 
fast 50 % mehr Arbeitsplätze als eine gleiche Summe an 
Rüstungsausgaben. 21 Ein großer Teil der Steuergelder 
für die Rüstung schafft direkt gar keine Arbeitsplätze, 
sondern wird von den atemberaubenden Preissteige¬ 
rungen der Rüstungsunternehmen aufgefressen. Der 


Tornado, der einmal mit 10 Millionen pro Stück kalkuliert 
war, kostet inzwischen über 100 Millionen. 

Weltweit fließen seit 1945 (nach einem UNO-Bericht) 
40 % aller Fbrschungsmittel in den militärischen Be¬ 
reich. Die Rüstungsforschung selbst, so grandios sie 
entwickelt ist, ist jedoch unwirtschaftlich. Wissenschaft¬ 
ler haben errechnet, daß zur Herstellung einer militäri¬ 
schen Produkteinheit 20 mal mehr Forschungsmittel ge¬ 
braucht werden, als für eine zivile Produkteinheit. 22 
So bremst Rüstungsforschung sinnvollen technischen 
Fortschritt. Sie drängt ihn in eine falsche, nutzlose Rich¬ 
tung. Japan, das sich nur ein Minimum militärischer For¬ 
schung leistet, hat die USA in der Produktivitätsentwick¬ 
lung weit überrundet. 

Die Sachinvestitionen des Bundes lagen 1984 um 0,3 
Milliarden unterdem Niveau von 1975, dielnvestionen im 
Militärbereich dagegen um 75 Mrd. darüber. Für die er¬ 
forderlichen großen Programme zur Erschließung neuer 
Energiequellen, zur Reinigung der Luft, des Wassers, 
zur Beseitigung von Abfällen und Giften fehlt es an Geld 
und entsprechenden Arbeitskapazitäten. Die Gemein¬ 
den stehen am Rand des Bankrotts. Sie müssen Stellen 
und notwendige Investitionen streichen. 


Unsere Stadt soll ein Ort friedenspolitischer Initiativen 
werden. 


Berlin genießt aufgrund seiner Lage und seiner Ge¬ 
schichte große Aufmerksamkeit in der Welt. West-Berlin 
war seit 1945 immer ein empfindlicher Seismograph für 
Spannungen im Ost-West-Verhältnis. Seine Bürger hat¬ 
ten unter der Atmosphäre des Kalten Krieges besonders 
zu leiden. Die Entspannungspolitik hat die Lebansbe- 
dingungen für die West-Berliner Bürgerinnen und Bür¬ 
ger verbessert, aber die militärische Aufrüstung im We¬ 
sten wie im Osten ging währenddessen weiter. Seit eini¬ 
gen Jahren werden auch in West-Berlin die militärischen 
Einrichtungender Alliierten verstärkt ausgebaut: Radar- 
und Funkstationen, Munitionsdepots, Schießplätze usw. 
Militärische Übungen auf Trainingsplätzen, aber auch 
mitten in der Stadt und in den Wäldern nahmen zu. Die 
Grundrechte der Bürger werden nach wie vor durch alli¬ 
ierte Vorbehaltsrechte eingeschränkt. 

Ansehen in der Weltöffentlichkeit kann Berlin erlan¬ 
gen, wenn die Stadt ihre besondere Lage und ihre be¬ 


sondere Geschichte nutzt und ihre Aufgabe darin sieht, 
zum Abbau der Spannungen zwischen den Blöcken bei¬ 
zutragen. Das heißt z.B.. wenn von hier eine neue Initiati¬ 
ve zur Einrichtung eineratomwaffenfreien Zone in Mittel¬ 
europa ausgeht: wenn diese Stadt zu einem Zentrum für 
Friedensforschung wird; wenn nationale und internatio¬ 
nale Institutionen und Initiativen ermutigt werden, sich 
hier anzusiedeln, deren Ziel die Völkerversöhnung, der 
Abbau von Feindbildern und die wirtschaftliche, militäri¬ 
sche und kulturelle Entspannung zwischen den Blöcken 

ist. 


Die Sicherheit Berlins ist abhängig vom Abbau der 
Blockkonfrontation. Militärisch ist Berlin nicht zu verteidi¬ 
gen —alle wissen es, aber nur wenige sprechen es aus. 
Die Parteien sind daran zu messen, welche Aufgaben sie 
unserer Stadt für die Erhaltung des Friedens zu¬ 
sprechen. 


Wir appelieren an Sie: Wählen Sie keine Parteien, die das Wettrüsten unterstützen! 
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Bisher unterstützen den Aufruf (aus Platzgründen werden hier nur Hochschullehrer/ 
innen namentlich aufgeführt): 

An den Berliner Hochschulen: Gerhard Ackermann, Ulrich Albracht, Astrid Albrecht-Heide, HoJger Altkirch. Emar Allvater, Emil Angehm, Helmut Bach, 
Norbert Bartsch, Gerhard Bauer, Alex Baumgartner, Johanna Bfeker. Anke Bennholdt-Thomsen, Hartwig Berger, Jarg Bergotd. Heide Bemdt. Horst Birr, 
Rainer Bösel. Giarni Boris Bradac, Dietrich Braun, Margherita von Brentano. Axel Busch, Georg Kristaller. Carsten Colpe. Thomas Cramer, Bernhard 
Dieckmann, Walte 1 Dieckmann, Joachim Dikau, Wolfgang Dittmann, Norbert Dittmar, Gerd Doerry, Horst Domdey. Hans-Peter Dreitzel, Rolf Ebbighaus, 
Theodor Eben. Harlmut Eggen. Peter Eisenberg. Wilhelm Emnch. Helmut Essinger. Tilman Evers. Tilman Evers. Günter Fallin. Rente Fery. Ossip K 
Flechtheim, Ulrich Fleischmann, Thomas von Fragstein, Walter Francke, Renate Fuchs, Heiner Ganflmann, Gunter Gebauer. Joharn Wilhelm Gerlach, 
Dieter Geulen, PeterGötz, Dietrich Goldschmidt. Helmut Gollwitzer. 0. Gottschalk. Bodovon Greiff, PeterGrottian, Jürgen Gruber. Hans-Eckhard Gumlich, 
Wolfgang Fritz Haig. Kahn Hausen, Ulrich Hegel, Walter Heidrich, Bernhard Heidtmam, Eberhard Helms. Wofgang Hirschwald, Wofgang Hochheimer, 
Johannes Hodek, Walter Höherer, Michael Hoenisch, Gerd Hoff. Wilrich Hoffmann, Claudio Hofmann. Walter Hollstein. Christine Holzkamp. Klaus Holz¬ 
kamp, Friedrich Hcssbach, Urs Jaeggi, Martin Jänicke, Marlies Janz, Rolf-Peter Janz, Hans Joas, Klaus Peter Jörns, Werner Jung. UH Kadritzke. Dietmar 
Kamper, Dieter Kartschoke. Peter Kisker, Waltraud Kerber-Ganse, Diethart Kerbs. Gisela Klann-Delius, Gerd Koch, Thomas Kotschi, Johannes Korporal, Ek- 
kehart Krippendortl, Lorenz Krüger, Kurt Krusewitz. Christine Kulke, Klaus Laermann, Wolfgang Lefövre. Eckart Leiser, Wolfgang Lempert, Hellmut Les¬ 
sing. Manfred Liebet, Hans Georg Lindenberg, Bernd Lutlerüeck.Emst Randoll Lochmann. Ulrich Malert. Lothar Markschies, Hans-Emst Mittig. Klaus Mö¬ 
bius, Johannes Minder, C. Wollgang Müler. Wolf-Dieter Narr, Hansjörg Neubert, Amhelm Neusüß. Christel NeusüB. Helmut Nieders:huh, Friedrich Nie- 
wöhner, HansJörg Nissen, Karl Adolf Noack, Hans Notbaar. Peter von der Osten-Sacker, Ute Osterkamp. HansOswald, Helmut Peitsch. Hermann Pfütze, 
UH Preuss-Lausitz, Gisela Puthz. WilhelmQuitzow, Karl Rabenhcrst, Gerhard Ramm. Hans-Georg Rappl, Winfried Raske, Hans Fred Rathenow. Siegfried 
Reck, Hartmut Recb, Irmfried Reinecke. Hans Wolfgang Reinhardt, Dieter Reinsch, Konrad Richter. Uwe Richter. Klaus Riedel, Hans Martin Ritter, Werner 
Röcke, Hans Roericht, Georg Rückriem, Tobias Rütcker, Hedwig Rudolph, Heinz Schede. Barbara C. Schaefer-Hegel, KlausScherpe, Gudrun Schiek, 
Dieter Schnebel, Jans Schneider, Jutta Schöler, Bruno Schonig, Hilde Schramm, Ulf Schramm. Sebastian Schuchhardt, Hans-Joachim Schulz, Peter 
Scliulz-Hageteit, Lothar Schuster, Jürgen Schulte, Klaus-Dieter Seemann, Bernd Senf. Werner Siebei, Dirk SWfkes, Manfred Souffky, Günther Soukup, 
Paul Speck, Gerha-dSpellerberg, Lothar Staeck. IrmingardStaeuble, Rüdiger Steinlein. JohanoStrasser, Enrico Straub, Peter Teigeier, Michael Theunis- 
sen, Christa Thürmer-Rohr. Jürgen Trabant. Ernst Tugendhat. Edth Urbanczyk. Karl Viernickel, Fritz Vilmar, Hellmut Wagemann, Günter Warnecke, Nor¬ 
bert Weber. Peler V/elten. Lutz von Werder, Joachim Wernicke, Uwe Wesel. Michael Wiederholt. Friedrich Ottc Woli. Ursula Wolf. Renhart Wdff. Helmut 
Worm, Manfred Zaumseil, Jürgen Zeck, Axel Zerdick, Bodo Zeiner, Jürgen Zimmer, V/oligang Zytadiß, weitere 12 Hochschullehrerinnen. 206 wissen¬ 
schaftliche und 38 nichtwissenschaftliche Beschäftigte sowie über 3 000 Studenten/innen und der AStA zweie- Hochschulen. 

An wissenschaftlichen Instituten (Max.Planck.Insitute für Bildungsforschung. für mobkularo Gnnotik. Fril7-Hab»r-Institut; Wissanschaftuentrum Ber¬ 
lin. Heinrich-Hertz-lnsitutfürNachrichlenechnik): 171 Mitarbeite-Zinnen. 

Bitte unterstützen Sie die weitere Verbreitung des Aufrufs durch eine Spende (Konto Ulf Schramm. Sonderkonto "Friedensaufruf", Sparkasse der Stadt 
Berlin West. BLZ100 500 10, Konto-Nr. 122 001 90 50). 


V.iSd.P.: Pro). Dr. Ulf Schramm, RingslraBe 83.1000 Berlin 45 





